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I. Kurzaufenthalte  

Der aufenthaltsrechtliche Rahmen für Drittstaatsangehörige, die sich für einen vorü-

bergehenden Zeitraum von max. 90 Tagen innerhalb eines 180-Tage-Zeitraumes im 

Bundesgebiet aufhalten wollen, finden sich im Visakodex1.  

Als EU-Verordnung gilt der Visakodex prinzi-

piell in allen EU-Mitgliedsstaaten unmittelbar 

ohne dass es einer Umsetzung in nationales 

Recht bedarf2. Großbritannien und Irland ha-

ben jedoch eine Ausnahme verhandelt. Für sie 

gelten die Schengen-Regelungen daher nicht3. 

Für Zypern, Bulgarien, Rumänien und Kroatien 

sind die Schengen-Regelungen wegen der 

Nichterfüllung bestimmter technischer und 

rechtlicher Voraussetzungen noch nicht in 

Kraft getreten. Dafür gelten die Regelungen  

auch für die Nicht-EU-Mitglieder Norwegen, 

Island4 und der Schweiz5. Es ergibt sich somit der nebenstehende Flickenteppich. 

 

1. Schengen-Visum  

Die genannten Staaten stellen für kurzfristige Aufenthalte Visa nach den Regelungen 

des Visakodex (sog. Schengen-Visum) aus. Die Visa werden auf einer einheitlichen 

Visummarke erteilt und  erlauben dem Visuminhaber den Aufenthalt im gesamten 

Schengen-Gebiet. Hierbei kann es sich um Besuchsaufenthalte, touristische Aufent-

halte oder Geschäftsreisen handeln. Zuständig für die Visumerteilung ist der Mit-

gliedsstaat des Hauptreiseziels und –falls sich dies nicht bestimmen lässt- der ersten 

Einreise6. Durch Vereinbarung kann die Zuständigkeit einem anderen Mitgliedstaat 

übertragen werden7. Die endgültige Entscheidung trifft aber auch in diesen Fällen der 

vertretende Staat8, nach dessen Vorschriften sich auch die Rechtsmittel richten. 

                                                        
1 VO (EG) 810/2009 
2 Art. 288 Abs. 2 AEUV 
3 Erwägungsgründe 36 und 37 Visakodex 
4 Erwägungsgrund 32 Visakodex 
5 Erwägungsgrund 34 Visakodex 
6 Art. 5 VK 
7 Art. 8 VK 
8 Art. 8 Abs. 2 VK, Art. 32 Abs. 4 VK 

Quelle: Europäische Kommission 
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Bestimmte Staatsangehörige benötigen auch für den Transit auf einem Flughafen im 

Schengen-Bereich ein Flughafentransitvisum9. Dies soll zusammen mit der Verpflich-

tung der Fluggesellschaft, das Vorliegen eines erforderlichen Visums vor Abflug zu 

überprüfen10, das Stellen eines Asylantrages aus dem Transitbereich eines Schen-

gen-Landes verhindern.  

Ein Schengen-Visum berechtigt nicht zur Erwerbstätigkeit und wird von deutschen 

Vertretungen daher wird mit der Nebenbestimmung „Erwerbstätigkeit nicht gestattet“ 

versehen. § 30 Beschäftigungsverordnung sieht allerdings vor, dass bestimmte Tä-

tigkeiten über einen beschränkten Zeitraum nicht als Erwerbstätigkeit im Sinne des 

Aufenthaltsgesetzes betrachtet werden11, so dass Geschäftsreisende auch mit einem 

Schengen-Visum beispielsweise Verhandlungen führen und Verträge schließen kön-

nen12.  

Ein Schengen-Visum kann für einen längeren Zeitraum (max. 5 Jahre) und die 

mehrmalige Ein- und Ausreise (Eintrag „MULT“ im Etikett) erteilt werden. Von der 

Ausstellung längerfristiger Visa machen die deutschen Vertretungen nur sehr zu-

rückhaltend Gebrauch. Ein Anspruch auf eine bestimmte Gültigkeitsdauer des erteil-

ten Visums besteht nicht. Während des Gültigkeitszeitraums eines längerfristigen 

Schengen-Visums sind beliebig viele Reisen in die Schengen-Staaten möglich. Je-

doch sind weiterhin die maximalen zeitlichen Grenzen für Kurzaufenthalte (90 Tage 

innerhalb von 180 Tagen) zu beachten. Die Frist berechnet sich dynamisch. Die 

Bundespolizei hat also zu prüfen, ob sich der Visuminhaber am Tag der Einreise in 

den letzten 180 Tagen für einen Zeitraum von weniger als 90 Tagen im 

Schengengebiet aufgehalten hat. Der Tag der Einreise und der Tag der Ausreise 

rechnen bei der Berechnung mit, nicht hingegen Aufenthalte auf Grund eines Aufent-

haltstitels oder nationalen Visums für längerfristige Aufenthalte13. Ein praktisches 

Tool der EU-Kommission zur Berechnung der maximal möglichen Aufenthaltszeiten 

findet sich im Internet14.  

                                                        
9 Anhang IV Visakodex und § 26 Abs. 2 AufennthV: Äthiopien, Afghanistan, Bangladesch, Kongo, Eritrea, 
Ghana,  Indien, Iran, Irak, Libanon, Mali, Myanmar, Nigeria, Pakistan, Somalia, Sri Lanka, Sudan, Südsudan, 
Syrien, (Jordanien), (Türkei) 
10 § 63 AufenthG 
11 mehr hierzu im Modul „Materielles Aufenthaltsrecht 4: Arbeitsmarkt- und Businessmigration“ 
12 § 30 i.V.m. § 16 BeschV 
13 Art. 6 Abs. 2 S. 2  SGK 
14 http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-we-do/policies/borders-and-visas/border-
crossing/schengen_calculator_en.html 
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1.1. Antragstellung 

Die Voraussetzungen der Erteilung eines Schengen-Visums sind im Visakodex ab-

schließend geregelt. Die Mitgliedsstaaten sind nicht berechtigt, weitere Vorausset-

zungen zu verlangen15.  

Der Visumantrag muss persönlich gestellt werden (Art. 10 VK). Die Annahme des 

Antrages kann aber an externe Dienstleister delegiert werden (Art. 43 VK). Das kon-

krete Verfahren zur Terminvergabe ist bei den einzelnen Vertretungen sehr unter-

schiedlich. Meist wird ein Online-Buchungssystem eingesetzt, bei dem neben den 

Personalien auch die Passnummer des Antragstellers einzutragen ist. Genaue In-

formationen finden sich auf der Internetpräsenz der entsprechenden Vertretung16. 

Die Terminvergabe ist für die Antragsteller zum Teil ein großes Ärgernis. Auch wenn 

der Visakodex vorschreibt, dass ein Termin „in der Regel“ innerhalb von zwei Wo-

chen nach seiner „Beantragung“ stattfinden soll17, ist es bei einzelnen Vertretungen 

kaum oder nur mit viel Glück und wenn dann auch erst nach mehrmonatiger Warte-

zeit möglich ein Termin zu erhalten. 

Ein Visumantrag darf frühestens drei Monate vor der beabsichtigten Reise gestellt 

werden18. Bei der Antragstellung werden Fingerabdrücke und ein Lichtbild digital er-

fasst und in das Visa-Informationssystem (VIS) eingepflegt19. 

Von der persönlichen Vorsprache wird ausnahmsweise abgesehen, wenn die bio-

metrischen Daten des Antragstellers übernommen werden können (was maximal 59 

Monate lang möglich ist20) und wegen in der Vergangenheit erfolgter beanstandungs-

freier Visumverwendung auf eine Befragung verzichtet werden soll. 

 

1.2. vorzulegende Unterlagen 

Bei der Antragstellung müssen durch den Antragsteller Unterlagen vorgelegt werden, 

aus denen sich der Zweck der Reise, der Nachweis der Unterkunft und finanzieller 

Mittel für die Sicherung des Lebensunterhalts während des Aufenthalts, sowie Anga-

ben an Hand derer die Absicht, das Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten vor Ablauf 

                                                        
15 EuGH, Rs. Koushkaki, Urteil vom 19.12.2013, C-84/12 
16 eine Liste aller Deutschen Vertretungen findet sich auf der Internetseite des Auswärtigen Amtes: 
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Laenderinformationen/DtAuslandsvertretungenA-Z-
Laenderauswahlseite_node.html 
17 Art. 9 Abs. 2 VK 
18 Art. 9 Abs. 1 VK 
19 Art. 13 VK 
20 Art. 13 Abs. 3 VK 
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der Gültigkeitsdauer des beantragten Visums zu verlassen beurteilt werden kön-

nen21. Hierbei kann es sich um Flugtickets, Zugtickets und Hotelreservierungen han-

deln. Bei beruflichen Reisen können Termine z.B. durch schriftliche Terminbestäti-

gungen, E-Mails oder Messetickets belegt werden. Bei Besuchsaufenthalten emp-

fiehlt sich die Vorlage eines Einladungsschreibens der einladenden Person. Zur Un-

termauerung der Rückkehrbereitschaft sollten die wirtschaftlichen Verhältnisse (Kon-

toauszüge, Grundbucheinträge, Bilanzen etc.) und persönlichen Bindungen zu engen 

im Herkunftsland verbleibenden Angehörigen belegt werden. Erwerbstätige werden 

in der Regel nach ihrem Arbeitsvertrag und einem Nachweis der Bewilligung von Ur-

laub bei ihrem Arbeitgeber gefragt. Die beantragte Visumdauer sollte daher über die 

Dauer eines (landesüblichen) Urlaubsanspruches nicht hinaus gehen. 

„In begründeten Fällen“ kann der Antragsteller im Verlauf der Prüfung des Antrages 

zu einem Gespräch bestellt oder zur Nachreichung weiterer Unterlagen aufgefordert 

werden22. In der Praxis wird eher nur in Einzelfällen auf ein Gespräch verzichtet und 

unmittelbar bei der Antragstellung ein „Interview“ zu familiären Bindungen im Heimat-

land, den wirtschaftlichen Verhältnissen und dem Reisezweck durchgeführt. 

Der Nachweis ausreichender finanzieller Mittel für die Reise kann entweder durch 

eigenes Vermögen oder Vorlage einer Verpflichtungserklärung gem. § 68 AufenthG 

des Einladers oder eines Dritten erfolgen. Die Abgabe der Verpflichtungserklärung 

erfolgt am Wohnort des Verpflichtungsgebers i.d.R. bei der Ausländerbehörde und 

setzt voraus, dass der Einlader über ausreichend (pfändbare) Mittel verfügt. Der ent-

sprechende Vordruck ist im Anschluss im Original an den Eingeladenen zu übersen-

den und beim Konsulat vorzulegen. Bei geschäftlichen Einladungen genügen meist 

formlose Erklärungen des Unternehmens für Rückreisekosten gem. § 66 Abs. 2 Au-

fenthG. Verbleibt der Eingeladene nach Ablauf seines Visums im Bundesgebiet (und 

stellt beispielsweise einen Asylantrag), haftet der Verpflichtungsgeber für alle für den 

Eingeladenen aufgewendeten Sozialleistungen und etwaige Kosten der Abschiebung 

über einen Zeitraum von fünf Jahren. Dies gilt auch dann, wenn dem Eingeladenen 

nach erfolgreichem Asylverfahren ein Aufenthaltstitel aus humanitären Gründen er-

teilt wurde23. Auf Kostenübernahmeerklärung gem. § 66 Abs. 2 AufenthG ist dies je-

doch nicht übertragbar. 

Zur Antragstellung hat jeder Antragsteller ein (EU-einheitliches) Formular zu verwen-

den, das auf der Internetseite jeder Botschaft heruntergeladen werden kann. Bei 

minderjährigen Kinder müssen die (beiden) sorgeberechtigten Eltern unterschreiben. 

                                                        
21 Art. 14 VK 
22 Art. 21 Abs. 8 VK 
23 § 68 Abs. 1 AufenthG 
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Der vorgelegte Pass muss noch mindestens drei Monate nach geplanter Rückkehr 

gültig sein, innerhalb der letzten 10 Jahre ausgestellt worden sein und zwei leere 

Seiten enthalten24. 

Die Voraussetzungen an eine nachzuweisende Reisekrankenversicherung sind in 

Art. 15 VK geregelt. Entsprechende Versicherungen lassen sich in der Regel kurzfris-

tig und kostengünstig online abschließen.  

Die Verwaltungsgebühr beträgt für jeden Antragssteller 60 EUR, Kinder zwischen 6 

und 12 Jahren zahlen 35 EUR, Kinder unter 6 Jahren sind von der Gebühr befreit25. 

Externe Dienstleister können eine Zusatzgebühr in Höhe von maximal der Hälfte der 

Visumgebühr verlangen26. 

 

1.3. Prüfung des Antrages 

Nach der Antragstellung wird zunächst geprüft, ob das Konsulat zuständig und der 

Antrag zulässig ist27. Der Reisepass wird mit einem Stempel versehen28, der es auch 

anderen Mitgliedsstaaten ermöglichen soll, festzustellen, dass bereits ein Visuman-

trag gestellt –und abgelehnt- wurde.  

Die Antragstellung wird, ebenso wie jede hierzu ergangene Entscheidung (Erteilung, 

Verweigerung, Verlängerung oder Annullierung), im VIS-System notiert, wo sie von 

allen anderen Schengen-Mitgliedsstaaten eingesehen und bei künftigen Entschei-

dungen über Visaanträge berücksichtigt werden können29. Das VIS bietet den Mit-

gliedsstaaten darüber hinaus Anknüpfungspunkt für die Durchführung der Zuständig-

keitsprüfung im Rahmen der Dublin III-Verordnung30. 

Eine Prüfung des Visumsantrags soll innerhalb von 15 Kalendertagen abgeschlossen 

sein. In Einzelfällen darf der Zeitraum auf 30  in Ausnahmefällen auf 60 Tage verlän-

gert werden31. Wird das Visum erteilt, wird die Visummarke über den Antragsstempel 

geklebt32. 

Die Erteilungsvoraussetzungen für ein Schengen-Visum liegen vor, wenn die Einrei-

sevoraussetzungen des Schengener Grenzkodex vorliegen und eine Risikobewer-

                                                        
24 Art. 12 VK 
25 Art. 16 VK 
26 Art. 17 Abs. 4 VK 
27 Art. 18, 19 VK 
28 Art. 20 VK 
29 VIS-Verordnung - VO (EG) 767/2008 
30 mehr hierzu im Modul „Asylverfahren 2: Dublin“ 
31 Art. 23 VK 
32 Anhang VIII Nr. 1 VK 
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tung ergibt, dass der Antragsteller die Mitgliedstaaten vor Ablauf des Visums wieder 

verlassen wird33.  

 

1.3.1. Einreisevoraussetzungen 

Folgende Einreisevoraussetzungen müssen vorliegen:  

 gültiger Pass 

 der Zweck der Reise und die Umstände des beabsichtigten Aufenthalts und 

die hierfür erforderlichen Mittel, einschließlich Krankenversicherungsschutz 

müssen nachgewiesen sein 

 es darf keine Ausschreibung zur Einreiseverweigerung im Schengener Infor-

mationssystem bestehen 

 der Antragsteller darf keine Gefahr für die öffentliche Ordnung, innere Sicher-

heit, öffentliche Gesundheit oder internationalen Beziehungen eines Mitglieds-

staates darstellen 

 

1.3.2. Risikobewertung 

Kernpunkt der Prüfung stellt jedoch das „Migrationsrisiko“ dar. Nach Auffassung des 

EuGH darf hierbei nicht die Gewissheit verlangt werden, dass der Antragsteller die 

Mitgliedsstaaten rechtzeitig wieder verlässt34. Ausreichend ist, dass „keine begründe-

ten Zweifel“ an der Rückkehrbereitschaft bestehen. 

Allerdings räumt der EuGH den Konsulaten bei der Prüfung der Antragsvorausset-

zungen einen „weiten Beurteilungsspielraum“ ein, der sich auch auf die Würdigung 

des Sachverhalts bezieht. 

Diese Rechtsprechung brachte das Bundesverwaltungsgericht zu der Erkenntnis, 

dass „die für den Beurteilungsspielraum nach nationalem Verwaltungsrecht entwi-

ckelten Maßstäbe Anwendung finden“ sollten35. Das Bundesverwaltungsgericht erteilt 

den Konsulaten mit seinen weiteren Ausführungen allerdings einen Freibrief nach 

Belieben zu entscheiden: 

„Der Gerichtshof der Europäischen Union geht somit davon aus, dass die 

nach Art. 4 VK zuständigen Behörden einen besonderen Zugang zu den für 

die Prognoseentscheidung maßgeblichen Bewertungsgrundlagen und vertiefte 

Kenntnisse über den Wohnsitzstaat haben sowie auch über die besseren 

Möglichkeiten zur Überprüfung verschiedener Dokumente und der Aussagen 

                                                        
33 Art. 21 VK 
34 EuGH, Rs. Koushkaki, Urteil vom 19.12.2013, C-84/12 
35 BVerwG, Urteil vom 17.09.2015, 1 C 37.14 



 

Besuchsvisa und andere vorübergehende Aufenthalte - RA Sven Hasse - www.jurati.de 9 

der Antragsteller verfügen. Bei der Beurteilung der Rückkehrabsicht eines An-

tragstellers können die Auslandsvertretungen ihre vor Ort gewonnenen Er-

kenntnisse (z.B. zu den allgemeinen Lebensverhältnissen im Gastland, even-

tuelle regionale Unterschiede, die Migrationsbewegungen innerhalb der Län-

der und in das Ausland, zur Bedeutung von Besitz und Eigentum, zum 

Urkundswesen und zur Fälschungssicherheit von Dokumenten) nutzen und 

diese in die Beurteilung des konkreten Falles einbeziehen.36“  

„Der unionsrechtlich vorgegebene Entscheidungsspielraum der zuständigen 

Behörde wirkt sich aber auf die Intensität der gerichtlichen Kontrolle nach nati-

onalem Recht aus; sie kann nicht weiter reichen als die materiell-rechtliche 

Bindung der Instanz, deren Entscheidung überprüft werden soll. Die Kontroll-

maßstäbe sind daher den Grundsätzen zu entnehmen, die das Bundesverwal-

tungsgericht zur gerichtlichen Überprüfung von Beurteilungsspielräumen nach 

deutschem Verwaltungsrecht entwickelt hat[…]. Danach wird die Ausübung 

eines Beurteilungsspielraums auf der Tatbestandsseite nur darauf über-

prüft, ob die Behörde die gültigen Verfahrensbestimmungen eingehalten 

hat, von einem richtigen Verständnis des anzuwendenden Gesetzesbe-

griffs ausgegangen ist, den erheblichen Sachverhalt vollständig und zu-

treffend ermittelt hat und sich bei der eigentlichen Beurteilung an allge-

meingültige Bewertungsmaßstäbe gehalten, insbesondere das Willkür-

verbot nicht verletzt hat.37“  

Das Bundesverwaltungsgericht zieht sich mit dieser Rechtsprechung aus einer ge-

richtlichen Überprüfung der Entscheidungen über die Erteilung von Schengen-Visa 

nahezu vollständig zurück. Lässt sich doch die eine negative Rückkehrprognose bei 

jedem beliebigen Sachverhalt problemlos rechtfertigen. Die 4. Kammer des Verwal-

tungsgerichts Berlin bringt dies gut auf den Punkt38:   

„Der Visakodex gewährt dem Antragsteller allenfalls einen wertlosen, weil vom 

Belieben der Behörde abhängigen Anspruch.“  

Die Behörde dürfe „die ihr bekannten Tatsachen beliebig dahin würdigen, ob 

die erforderliche Verwurzelung vorliegt. Sie darf – wie bisher üblich – Kinder-

lose und Unverheiratete für ungenügend verwurzelt ansehen, weil sie keine 

Kinder haben und nicht verheiratet sind. Eltern erwachsener Kinder darf sie so 

ansehen, weil ihre Kinder erwachsen und nicht mehr betreuungsbedürftig sind. 

Eltern kleiner, betreuungsbedürftige Kinder darf sie so ansehen, weil sie mit 

ihrem Reisewunsch belegen, dass die Bindung zu den Kindern zu schwach ist 

oder zu erwarten steht, dass sie ihre Kinder nachholen werden. Ähnliches gilt 

                                                        
36 BVerwG, a.a.O, Rn. 18 
37 BVerwG, a.a.O, Rn. 21 
38 VG Berlin, Urteil vom 21.02.2014, VG 4 K 232.11 V 
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für alleinreisende Ehegatten. Vermögenslose darf sie für ungenügend wirt-

schaftlich verwurzelt ansehen. Vermögende darf sie gleichermaßen einschät-

zen, weil ihr Vermögen ins Ausland transferiert oder von dort aus verwaltet 

werden kann. Wer arbeitslos ist, darf von ihr für ungenügend wirtschaftlich 

verwurzelt gehalten werden. Wer Arbeit hat, kann so betrachtet werden, weil 

sie zu schlecht entlohnt wird. Wer gut bezahlte Arbeit hat, kann so gewürdigt 

werden, weil er im Schengen-Ausland besser bezahlt würde. Alte Menschen 

können als in ihren Heimatländern nicht verwurzelt bezeichnet werden, weil 

die dortige Krankenversorgung und Altenpflege zu schlecht ist. Junge Men-

schen können dort als nicht ausreichend verwurzelt betrachtet werden, weil 

sie aus ihrem Leben an besserer Stelle mehr machen wollen. Sie kann all die-

se Umstände aber auch gegenteilig bewerten (was in Anbetracht der vom Ge-

neralanwalt angesprochenen 12 Millionen Visa im Jahr 2011 massenhaft ge-

schehen muss). Es steht ihr frei, eine Summe von Reisewünschen als abzu-

wehrenden Migrationsdruck zu werten oder als mögliches Zuwanderungsinte-

resse zu begrüßen. Der Freiheit der Behörde in Bezug auf die Anwendungsvo-

raussetzungen als auch auf die Würdigung der Tatsachen entspricht im um-

gekehrten Maß die Prüfungsbefugnis des Gerichts, sein Prüfungsumfang. 

Dort, wo die Behörde frei ist, hat das Gericht nichts zu prüfen.“ 

Da kann es wenig trösten, dass dann, wenn die Voraussetzungen des Visakodex 

vorliegen, ein Visum zwingend zu erteilen ist, und ein weiteres Ermessen nicht mehr 

ausgeübt werden darf39. 

Liegen die Voraussetzungen des Visakodex hingegen nicht vor, ist das Visum zu 

verweigern und ein Bescheid auf amtlichem Muster40 zu erteilen. Dem Bescheid ist 

zu entnehmen, welcher Versagungsgrund nach Auffassung des Konsulats vorliegt. In 

der Regel findet sich (zumindest auch) Ablehnungsgrund Nr. 9: „Die Absicht, vor Ab-

lauf des Visums aus dem Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten auszureisen, konnte 

nicht festgestellt werden.“ 

 

1.4. Rechtsmittel 

Der Visakodex verweist hinsichtlich der Rechtschutzmöglichkeiten gegen die Versa-

gung eines Visums auf die Vorschriften der jeweiligen Mitgliedsstaaten. Da die  Ent-

scheidung des Konsulats durch eine oberste Bundesbehörde ergangen ist – das 

Konsulat entscheidet als Außenstelle des Auswärtigen Amtes – findet ein Wider-

spruchsverfahren nicht statt41. Neben der zulässigen Klage kann eine Überprüfung 

                                                        
39 EuGH, Rs. Koushkaki, Urteil vom 19.12.2013, C-84/12, Rn. 63 
40 Anhang VI VK 
41 § 68 Abs. 1 Nr. 1 VwGO 
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des Bescheides durch das Konsulat in einem Remonstrationsverfahren erreicht wer-

den. 

 

1.4.1. Remonstration 

Eine gegen die getroffene Formblattentscheidung gerichtete Remonstration muss 

durch den Antragsteller selbst (oder seinen Bevollmächtigten) erhoben werden. 

Remonstrationen beispielsweise durch den Einlader sind unzulässig. Die Remonstra-

tion kann per Fax an das Konsulat gesandt werden. Einige Auslandsvertretungen 

sind über eine Berliner Faxnummer erreichbar. In ständiger Verwaltungspraxis ak-

zeptieren die Konsulate auch Remonstrationen per E-Mail, sofern das 

Remonstrationsschreiben eine eingescannte Unterschrift trägt. 

Eine Remonstration bietet sich an, wenn angenommen werden kann, dass das Kon-

sulat von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen ist. So kann es vorkommen, 

dass im Antragsverfahren nicht alle Unterlagen vorgelegt wurden, weil diese z.B. 

nicht verlangt wurden oder der Schalterbeamte sie als unwesentlich betrachtet und 

zurück gegeben, statt zur Akte genommen hat. Familiäre Beziehungen oder weitere 

finanzielle Mittel wurden vom Antragstellern möglicherweise nicht vollständig darge-

stellt, da sie als unerheblich angesehen wurden. 

Es entspricht leider der Erfahrung, dass die Neigung der Konsulate ihre Entschei-

dung auf eine Remonstration hin noch einmal zu revidieren nicht sehr ausgeprägt ist. 

Nicht selten liest man in Remonstrationsbescheiden die Formulierung, dass auch die 

ergänzend vorgelegten Unterlagen an der Beurteilung der Rückkehrbereitschaft 

nichts zu ändern vermögen. Angesichts der unter 1.3.2. dargestellten Recht-

sprechung zum Beurteilungsspielraum ist die Widerlegung dieser Vermutung wenig 

aussichtsreich.  

Hält das Konsulat an seiner Auffassung fest, erlässt es einen mit Gründen versehe-

nen Remonstrationsbescheid, mit dem der Formbescheid aufgehoben und ersetzt 

wird.   

Die Dauer des Remonstrationsverfahrens ist schwer zu kalkulieren. Man sollte mit 

einer Bearbeitungsdauer von 3 Monaten rechnen, was regelmäßig dazu führt, dass 

die ursprünglich geplanten Reisedaten nicht mehr eingehalten werden können. Im 

Einzelfall kann es aber auch vorkommen, dass das Konsulat unmittelbar nach Ein-

gang der Remonstration und ggf. Vorlage weiterer Unterlagen bereit ist, ein Visum zu 

erteilen. 
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1.4.2 Klage 

Gegen einen ablehnenden Formbescheid oder einen Remonstrationsbescheid ist die 

Klage zulässig. Örtlich zuständig ist das Verwaltungsgericht Berlin als Sitz des Aus-

wärtigen Amtes42. Da ein Formbescheid keine Rechtsbehelfsbelehrung trägt,  beträgt 

die Klagefrist ein Jahr43. Die Klagefrist wird durch Einleitung eines 

Remonstrationsverfahrens nicht gehemmt. Entscheidet das Konsulat auf eine Re-

monstration nicht, sollte die Jahresfrist im Auge behalten werden.  

Remonstrationsbescheide tragen üblicher Weise eine Rechtsbehelfsbelehrung, so 

dass die Klagefrist bei ordnungsgemäßer Belehrung einen Monat beträgt.  

Zu den Erfolgsaussichten eines Klageverfahrens sei auf die Ausführungen unter 

1.3.2. verwiesen. Im günstigsten Fall wird es gelingen, das Auswärtige Amt ggf. mit 

Unterstützung des Gerichts zu einer Visumerteilung gegen Rücknahme der Klage zu 

bewegen. 

Sofern keine Einigung vor Anberaumung eines Termins zur mündlichen Verhandlung 

gelingt – was der Regelfall sein dürfte – muss die Dauer des Klageverfahrens mit 

etwa einem Jahr kalkuliert werden. Der Streitwert einer Visaklage wird mit 5.000,- 

EUR pro Kläger berechnet. Die nach Eingang der Klage fälligen 3 Gerichtsgebühren 

betragen hiernach bei einem Kläger 438,- EUR und werden wegen des Aufenthalts 

des Klägers im Ausland über den Prozessbevollmächtigten angefordert. Der Fort-

gang des Klageverfahrens ist im Verwaltungsprozess aber nicht vom Eingang der 

Gerichtskosten abhängig. 

 

1.5. Visumverlängerung 

Die Gültigkeitsdauer und die Aufenthaltsdauer eines Schengen-Visums kann aus 

Gründen höherer Gewalt, aus humanitären Gründen oder schwerwiegenden persön-

lichen Gründen verlängert werden44.  

§ 6 Abs.2 AufenthG bestimmt, dass eine Verlängerung des Schengen-Visums auf 

den maximalen Gültigkeitszeitraum von 90 Tage innerhalb von 180 Tagen erfolgen 

kann. Eine weitere Verlängerung um 90 Tage kann aus den im Visakodex genannten 

Gründen, aus völkerrechtlichen Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen 

erfolgen. Die Verlängerung erfolgt als nationales Visum. 

                                                        
42 §§ 52 Nr. 2 S. 4 VwGO 
43 § 58 Abs. 2 VwGO 
44 Art. 33 VK 
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Als Gründe kommen danach z.B. in Frage: Plötzliche Erkrankung oder Unfall, Aus-

bruch kriegerischer Auseinandersetzungen im Heimatland, Unterbrechung des Flug-

verkehrs.  

Von den Verlängerungsmöglichkeiten wird durch die meisten Ausländerbehörden 

eher restriktiv Gebrauch gemacht. Gelegentlich wird statt einer Visumverlängerung 

eine mehr oder weniger großzügige Ausreisefrist gewährt und eine 

Grenzübertrittsbescheinigung ausgehändigt. Ein unbegründeter Verlängerungsantrag 

kann im Einzelfall dazu führen, dass die Botschaft im Rahmen ihrer Risikobewertung 

bei künftigen Visaanträgen negative Schlüsse auf die Rückkehrbereitschaft zieht.   

Verlängerungsanträge lassen den Ablauf eines Schengen-Visums unberührt. Die 

Fortgeltungsfiktion des § 81 Abs. 4 AufenthG ist bei Visa nach § 6 Abs. 1 AufenthG 

ausgeschlossen45.Der weitere Aufenthalt ist also auch bei rechtzeitig gestelltem Ver-

längerungsantrag nach Ablauf des Visums nicht mehr rechtmäßig. Dies gilt jedoch 

nach der eindeutigen gesetzlichen Regelung nicht für Inhaber eines nationalen Vi-

sums nach § 6 Abs. 3 AufenthG. Wurde das Schengen-Visum also zunächst als na-

tionales Visum auf 180 Tage verlängert, entfaltet ein Antrag auf Erteilung eines Auf-

enthaltstitels (z.B. gem. § 25 Abs. 4 S. 1 AufenthG wegen fortbestehender Reiseun-

fähigkeit) Fiktionswirkung. Es ist daher auch bei voraussichtlich längerfristiger Reise-

unfähigkeit empfehlenswert, zunächst einmal die Verlängerung des Schengen-

Visums als nationales Visum zu beantragen. 

 

1.6. Einreise 

Ein Visum nach dem Visakodex vermittelt keinen Anspruch auf Einreise46. Bei der 

Einreise in das Schengen-Gebiet hat der Grenzbeamte zu prüfen, ob die Vorausset-

zungen des Grenzübertritts vorliegen. Hierbei handelt es sich neben dem Besitz des 

Visums um die zum Teil bereits bei der Visumerteilung geprüften Voraussetzungen 

des Schengener Grenzkodex (SGK) (siehe 1.3.1.). Hiernach kann erneut geprüft 

werden, ob die mitgeführten finanziellen Mittel für die Kosten des Aufenthalts ausrei-

chen und der Reisezweck plausibel ist. 

Zu Problemen kann es beispielsweise kommen, wenn sich bei Einreise mit einem 

von einem anderen Schengen-Staat ausgestellten Visum in einer Befragung heraus-

stellt, dass eine Weiterreise in den Ausstellerstaat nicht beabsichtigt ist oder bei einer 

kurzzeitigen Gültigkeitsdauer des Visums der gesamte Hausstand mitgeführt wird. 

                                                        
45 § 81 Abs 4 S. 2 AufenthG 
46 Art. 30 VK 
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Liegen nach Auffassung der Bundespolizei die Voraussetzungen der Einreise nicht 

vor, kann das Visum annulliert47 und die Einreise verweigert werden48. Gegen die 

Entscheidung kann Widerspruch erhoben werden, über das Bundespolizeipräsidium 

in Potsdam zu entscheiden hat. Einstweiliger Rechtschutz gem. § 123 VwGO ist auf 

Gestattung der Einreise gegen die Bundespolizei zu richten.  

 

2. Erleichterungen für Familienangehörige von Unionsbürgern 

Familienangehörigen von Unionsbürgern, steht nach den Regelungen der Freizügig-

keitsrichtlinie ein Recht auf Einreise und Aufenthalt ins Bundesgebiet zu49. Dies gilt 

auch dann, wenn sie selbst nicht Unionsbürger sind, sondern die Staatsangehörigkeit 

eines Drittstaates besitzen. Drittstaatsangehörige unterliegen jedoch i.d.R. der Vi-

sumpflicht. Auch von drittstaatsangehörigen Familienangehörigen eines Unionsbür-

gers dürfen die Mitgliedsstaaten ein Einreisevisum verlangen50. Allerdings darf ein 

Familienangehöriger der den Unionsbürger begleitet weder an der Einreise gehindert 

werden noch darf ihm anschließend entgegen gehalten werden, dass die Einreise 

nicht mit einem Visum für einen Daueraufenthalt erfolgt ist51. Die Einreise ohne Vi-

sum kann allerdings faktisch schwierig sein, weil beispielsweise bereits die Flugge-

sellschaft eine Beförderung unter Verweis auf die für bestimmte Staatsangehörige 

bestehende Visumpflicht verweigern kann. 

Die Freizügigkeitsrichtlinie sieht jedoch vor, dass Familienangehörigen die Beschaf-

fung etwaig erforderlicher Visa erleichtert und diese in einem beschleunigten Verfah-

ren erteilt werden sollen52. Nach Weisung des Auswärtigen Amtes sind die Anträge 

von Familienangehöriger von Unionsbürgern daher „im Rahmen der örtlichen Gege-

benheiten“ „unverzüglich anzunehmen, zu bearbeiten und zu entscheiden.“ In Ter-

minvereinbarungssystemen sollen die Botschaften Sondertermine zur Verfügung 

stellen53. Der Anspruch auf Einreise zu einem Aufenthalt von bis zu drei Monaten 

unterliegt für Familienangehörige von Unionsbürgern neben der Passpflicht keinen 

weiteren Voraussetzungen (§ 2 Abs. 5 FreizügG/EU). Insbesondere ist keine Prüfung 

der Rückkehrbereitschaft durchzuführen. 

Im Hinblick auf die Rechtsprechung des EuGH ist unschädlich, wenn bei ausdrückli-

cher Beantragung eines Kurzzeit-Einreisevisums bereits erkennbar ist, dass an-

                                                        
47 Art. 34 VK 
48 Art. 13 SGK 
49 Art. 3 i.V.m. Art. 2 Nr. 2 FreizzügRL 
50 Art. 5 Abs. 2 Unterabsatz 1 FreizügRL 
51 EuGH Rs. MRAX, Urteil vom 25.07.2002, C-459/99 
52 Art. 5 Abs. 2 Unterabsatz 2 FreizügRL 
53 Visumhandbuch I.2. Freizügigkeit Nr. 6 (www.auswaertiges-amt.de, Suchbegriff: Visumhandbuch) 
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schließend ein dauerhafter Aufenthalt in Deutschland in Frage kommt54. Nachzuwei-

sen ist ausschließlich die Verwandtschaftsbeziehung zum Unionsbürger (z.B. durch 

Heiratsurkunde und Passkopie des Unionsbürgers), die ggf. erforderliche Unterhalts-

gewährung durch den Unionsbürger (§ 3 Abs. 2 Nr. 2, § 4 S. 2 FreizügG/EU) und die 

Freizügigkeitsberechtigung des Unionsbürgers55. 

Da die Unionsbürgerrichtlinie nur anwendbar ist, wenn sich der Unionsbürger in ei-

nen anderen Mitgliedsstaat der Union begeben, also von seinem Freizügigkeitsrecht 

Gebrauch gemacht hat , finden diese Erleichterungen auf Familienangehörige von in 

Deutschland lebenden Deutschen keine Anwendung. 

 

3. Visumfreie Einreise 

Staatsangehörige der in der EU-Visum-Verordnung genannten Staaten (sog. 

Positivstaater)56 sind für Kurzaufenthalte von der Visumpflicht befreit. Die Befreiung 

setzt zum Teil voraus, dass bestimmte oder biometrische Pässe vorgelegt werden. 

Auch für Positivstaater gelten die zeitlichen Regelungen des Visakodex (90 Tage 

innerhalb der letzten 180 Tage) und das Verbot der Erwerbstätigkeit. 

Für einen Daueraufenthalt benötigen auch Positivstaater ein für den entsprechenden 

Zweck erteiltes Visum. Eine Aufenthaltserlaubnis kann nur dann erteilt werden, wenn 

sie der Gruppe der in § 41 AufenthV privilegierten Staatsangehörigen angehören57 

oder ein Ausnahmefall nach § 39 Nr. 3 AufenthV vorliegt.  

Ein (danach ggf. unbegründeter) Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ent-

faltet gleichwohl zunächst Fiktionswirkung gem. § 81 Abs. 3 AufenthG.   

 

II. Working-Holiday Abkommen 

Mit einigen Staaten hat Deutschland Sonderabkommen geschlossen, die jüngeren 

Staatsangehörigen des jeweiligen Landes ermöglichen, sich über eine maximale 

Dauer von einem Jahr in Deutschland aufzuhalten. Zur ergänzenden Finanzierung 

des Aufenthalts kann eine Erwerbstätigkeit aufgenommen werden.  

                                                        
54 Visumhandbuch I.2. Freizügigkeit Nr. 6.3 (www.auswaertiges-amt.de, Suchbegriff: Visumhandbuch) 
55 mehr hierzu im Modul „Materielles Aufenthaltsrecht 7: Unionsbürgerrecht + Leistungsrecht“ 
56 Anhang II der VO (EU) 509/2014 
57 Australien, Israel, Japan, Kanada, Südkorea, Neuseeland, USA für jeden Aufenthaltszweck; Andorra, 
Brasilien, El Salvador, Honduras, Monaco und San Marino für Aufenthalte die nicht der Erwerbstätigkeit 
dienen (z.B. Studenten, Ehegattennachzug) 
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Diese „Working-Holiday“-Abkommen (für Kanada „Youth Mobility“) sehen unter-

schiedliche Voraussetzungen und Bedingungen vor. Die Antragstellen dürfen nicht 

älter sein als 30 Jahre (Kanada 35). Manche Abkommen sehen vor, dass ein ent-

sprechender Aufenthaltstitel nur bei der Botschaft in Form eines (Jahres)visums er-

teilt werden kann. Eine Zustimmung der Ausländerbehörde zur Visumerteilung ist 

hierbei nicht erforderlich58. Andere Abkommen ermöglichen auch die Erteilung einer 

Aufenthaltserlaubnis nach der Einreise. Die Abkommen sehen meist eine einmalige 

Erteilung vor, manche beschränken die Erwerbstätigkeit bei einem Arbeitgeber auf 

eine bestimmte Zeit. Eine Verlängerung der Aufenthaltstitel bzw. Visa zum gleichen 

Zweck ist grundsätzlich ausgeschlossen. Ein Wechsel aus einem Working-Holiday-

Visum in eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18 AufenthG ist grundsätzlich möglich, 

allerdings ist dann –wenn nicht eine Ausnahme nach der Beschäftigungsverordnung 

vorliegt - eine Vorrangprüfung zu durchlaufen59. 

Der folgenden Übersicht sind die einzelnen „Working-Holiday“ bzw. „Youth-

Mobility“ Abkommen und ihre Besonderheiten zu entnehmen: 

 

Staat 

Visum-

ver-

fahren 

Alter Besonderheiten 

Argentinien 

(seit Juni 

2016) 

ja 18 - 30 1x Inanspruchnahme, nicht länger als 

6 Monate bei einem Arbeitgeber, Be-

such von Aus- und Fortbildungskursen 

bis zu 6 Monate 

Australien nein 18 - 30 1x Inanspruchnahme, Antrag im In-

land möglich 

Chile ja 18 - 30 1x Inanspruchnahme, nicht länger als 

6 Monate bei einem Arbeitgeber, Be-

such von Aus- und Fortbildungskursen 

bis zu 6 Monate 
Hongkong ja 18 - 30 1x Inanspruchnahme, nur mit Pass 

der SVR Hongkong oder British 

Overseas, Kontingent festgesetzt, 

nicht länger als 3 Monate bei einem 

Arbeitgeber, Besuch von Aus- 

u.Fortbildungskursen bis zu 6 Mona-

ten  

Israel nein 18 - 30 1x Inanspruchnahme, Antrag im In-

land möglich, nicht länger als 3 Mona-

te bei einem Arbeitgeber, Besuch von 

Aus- und Fortbildungskursen bis zu 6 

Monate 

Japan nein 18 - 30 1x Inanspruchnahme, Antrag im In-

land möglich 

                                                        
58 § 35 Nr. 4 AufenthV 
59 mehr hierzu im Modul „Materielles Aufenthaltsrecht 4: Arbeitsmarkt- und Businessmigration“ 
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Kanada grds. ja 18 - 35 Antrag im Inland im Ausnahmefall 

möglich, Regelung kann zweimal in 

Anspruch genommen werden (Unter-

brechung erforderlich), kontingentiert 

Südkorea grds. ja 18 - 30 1x Inanspruchnahme, Antrag im In-

land im Ausnahmefall möglich 

Neuseeland nein 18 - 30 Antrag im Inland möglich 

Taiwan ja 18 - 30 1x Inanspruchnahme, Kontingent 

festgesetzt, max. drei Monate bei 

einem Arbeitgeber 
 

III. vorübergehender Aufenthalt für nicht vollziehbare Ausreise-

pflichtige 

Einem nicht vollziehbar Ausreisepflichtigen kann für einen vorübergehenden Aufent-

halt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, solange dringende humanitäre oder 

persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen seine vorübergehende 

weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern60.  

Wie die Stellung der Vorschrift in § 25 AufenthG zeigt, handelt es sich hierbei um 

einen Aufenthaltstitel aus humanitären Gründen. Die allgemeinen Erteilungsvoraus-

setzungen müssen grundsätzlich vorliegen, hiervon kann jedoch im Ermessen abge-

sehen werden61.  

 

1. nicht vollziehbare Ausreisepflicht 

Die Erteilung ist nur möglich, wenn und solange der Antragsteller (noch) nicht „voll-

ziehbar ausreisepflichtig“ ist. Die Ausreisepflicht besteht, wenn ein erforderlicher 

Aufenthaltstitel nicht (mehr) vorliegt62. Sie ist vollziehbar, 

 wenn die Einreise unerlaubt erfolgte  

 ein Aufenthaltstitel nicht (mehr) besteht und die Erteilung/Verlängerung nicht 

(rechtzeitig) beantragt wurde, so dass ein Antrag keine Erlaubnis- oder Fort-

geltungsfiktionswirkung auslöst  

 der die Ausreispflicht begründende Verwaltungsakt (z.B. Versagung, Auswei-

sung) mit Ablauf der Ausreisefrist vollziehbar ist oder 

 auf Grund einer Rückführungsentscheidung eines anderen Mitgliedsstaates 

                                                        
60 § 25 Abs. 4 S. 1 AufenthG  
61 § 5 Abs. 3 AufenthG 
62 § 50 AufenthG 
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Da mit der Ablehnung eines Antrages auf Erteilung oder Verlängerung eines Aufent-

haltstitels eine vollziehbare Ausreisepflicht entsteht, an der ein späterer Antrag auf 

Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 scheitert, sollte auch bei ande-

ren vorrangig begehrten Aufenthaltstiteln immer an das rechtzeitige Stellen eines 

Hilfsantrages nach § 25 Abs. 4 AufenthG gedacht werden. Ist ein Antrag rechtzeitig 

gestellt, hat die Ausländerbehörde bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen 

über diesen Antrag im Ermessen zu entscheiden. 

 

2. dringende humanitäre oder persönliche Gründe 

Der Tatbestand setzt das Vorliegen von „dringenden humanitären“ oder „dringenden 

persönlichen“ Gründen oder „erheblichen öffentlichen Interessen“ voraus. Eine 

trennscharfe Abgrenzung ist hierbei nicht immer möglich, aber auch nicht erforder-

lich. 

Dringende humanitäre Gründe können durch die Situation im Herkunftsstaat oder 

etwaige Folgen der Ausreise begründet werden. Die Eintrittswahrscheinlichkeit einer 

Rechtsgutverletzung muss hierbei nicht die Hürde eines Abschiebungsverbots errei-

chen. Die Erteilung kann auch dann in Betracht kommen, wenn die Voraussetzungen 

für ein anderes humanitäres oder familiäres Aufenthaltsrecht nicht erreicht sind63.  

Dringende persönliche Gründe sollen nach den Verwaltungsvorschriften des BMI 

beispielsweise vorliegen  

 bei Durchführung einer medizinischen Operation oder Abschluss einer ärztli-

chen Behandlung, die im Herkunftsland nicht oder nicht in ausreichendem 

Maße gewährleistet ist,  

 vorübergehender Betreuung erkrankter Familienangehöriger,  

 Regelung gewichtiger persönlicher Angelegenheiten, wie z. B. die Teilnahme 

an einer Beisetzung oder dringende Regelungen im Zusammenhang mit dem 

Todesfall eines Angehörigen  

 Teilnahme an einer Gerichtsverhandlung (zumindest als Zeuge) oder 

 zum Abschluss einer Schul- oder Berufsausbildung im letzten Schul- bzw. 

Ausbildungsjahr. 

Erhebliche öffentliche Interessen können beispielsweise vorliegen, wenn die Zu-

sammenarbeit mit Ermittlungsbehörden die weitere Anwesenheit erfordert oder die 

Anwesenheit aus sicherheits-, außen- oder sportpolitischen Gründen erforderlich 

ist64.  

                                                        
63 Hofmann Ausländerrecht, § 25 Rn. 47 
64 Nr. 25.4.1.6.1 VV- AufenthG 
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3. vorübergehender Aufenthalt 

Da die Vorschrift nur die Erteilung einer vorübergehenden Aufenthaltserlaubnis er-

möglicht, muss es sich immer um einen voraussichtlich vorübergehenden Aufenthalt 

handeln. Zwar sieht die Vorschrift keine zeitliche Grenze vor, jedoch sollen bei § 25 

Abs. 4 AufenthG alle Gründe außer Betracht bleiben, die von vorneherein einen dau-

erhaften Verbleib in Deutschland erfordern65. Hier wäre dann ggf. an § 25 Abs. 5 Au-

fenthG zu denken. 

Nach Wegfall oder Erreichung der Gründe ist eine Verlängerung nach § 25 Abs. 4 S. 

1 AufenthG nicht mehr möglich. In Betracht käme aber ggf. eine Verlängerung aus 

Härtegründen nach § 25 Abs. 4 S. 2 AufenthG. 

 

4. Verlängerung von Aufenthaltserlaubnissen aus Härtegründen 

Nach § 25 Abs. 4 S. 2 AufenthG  kann eine Aufenthaltserlaubnis verlängert werden, 

wenn auf Grund besonderer Umstände des Einzelfalls das Verlassen des Bundes-

gebiets für den Ausländer eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde. 

Die Vorschrift ist eine eigenständige Rechtsgrundlage, die nicht voraussetzt, dass 

zuvor die Vorschriften des § 25 Abs. 4 S. 1 vorgelegen haben oder der weitere Auf-

enthalt vorübergehend bleibt. Die Verlängerung nach dieser Vorschrift ist selbst dann 

möglich, wenn die Verlängerung der ursprünglich erteilten Aufenthaltserlaubnis nach 

§ 8 Abs. 1 und 2 AufenthG ausgeschlossen ist. Bei einer Aufenthaltserlaubnis nach § 

25 Abs. 4 S. 2 AufenthG handelt es sich daher nicht mehr um einen Titel zum vorü-

bergehenden Aufenthalt, so dass auf die weitere Darstellung an dieser Stelle verzich-

tet wird. 

 

                                                        
65 Nr. 25.4.1.6 VV-AufenthG 


